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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Katzer, Müller (Remscheid), Dr. Biüm, 

Dr. Kiiesing, Ferrang, Gerster (Mainz), Link, Pfeffermann und Genossen 
- Drucksache 7/1545 - 

betr. gesundheitliche Schäden bei Beschäftigten im Bereich der Kunststoffhersteliung 


Der Staatssekretär im Bundesministerium für Arbeit und Sozial- 
ordnung hat mit Schreiben vom 29. Januar 1974 die Kleine An- 
frage namens der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


1. Wie viele Fälle, die auf das Bestehen einer „PVC-Krankheit" 
schließen lassen, sind der Bundesregierung bekannt? 

Bei der Herstellung von Polyvinylchlorid (PVC) sind in zwei 
Betrieben insgesamt 53 Fälle der sogenannten Vinylchlorid- 
krankheit bekannt geworden. Die Erkrankungen traten schwer- 
punktmäßig in einem Betrieb in Nordrhein-Westfalen auf, in 
dem 48 Beschäftigte erkrankten. Fünf Erkrankungen wurden in 
einem Betrieb in Bayern ermittelt. Bei der Überprüfung der 
übrigen PVC-herstellenden Betriebe in der Bundesrepublik 
Deutschland durch die Gewerbeaufsichtsbehörden der Länder 
und die Berufsgenossenschaft der chemischen Industrie haben 
sich keine weiteren Verdachtsfälle ergeben. 


2. Was ist über Schwere und Dauer der Erkrankungen bekannt? 

Von den 48 in Nordrhein-Westfalen Erkrankten sind 18 Arbeit- 
nehmer wieder arbeitsfähig und haben ihre Tätigkeit in dem 
Betrieb außerhalb der PVC-Herstellung wieder aufgenommen. 
Endgültige Aussagen über Schwere und Dauer der Erkrankun- 
gen bei den verbleibenden Fällen können im gegenwärtigen 
Zeitpunkt noch nicht gemacht werden. Die ärztlichen Untersu- 
chungen in der Kölner Universitätsklinik sind im Gange und 
stehen zum Teil kurz vor dem Abschluß. Bei mehreren der 
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betroffenen Arbeitnehmer muß jedoch mit einer bleibenden, in 
einzelnen Fällen sogar sehr erheblichen Minderung der Er- 
werbsfähigkeit gerechnet werden. Die in Bayern beobachteten 
5 Fälle unterscheiden sich hinsichtlich der Schwere des Krank- 
heitsbildes deutlich von den in Nordrhein-Westfalen aufgetre- 
tenen Fällen. Alle dort Erkrankten konnten nach eingehender 
Untersuchung in der Universitätsklinik München ihre Arbeit 
wieder aufnehmen. 


3. Ist der ursächliche Zusammenhang zwischen der Kunststoffher- 
stellung und den Erkrankungen wahrscheinlich? 

Nach dem gegenwärtigen Stand der Erkenntnisse ist die Frage 
zu bejahen. Es ist davon auszugehen, daß die Einwirkung des 
bei der Produktion verwendeten Vinylchlorids (VC) in seiner 
technischen Beschaffenheit die maßgebliche Ursache der Erkran- 
kungen darstellt. 


4. Welche Forschungsaufträge haben Bundesregierung oder Berufs- 
genossenschaften dazu vergeben? Wann ist mit Ergebnissen zu 
rechnen? 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung beabsichtigt 
gemeinsam mit dem Land Nordrhein-Westfalen und der Be- 
rufsgenossenschaft die Vergabe eines Forschungsauftrages, der 
Aufschluß über die genaue Ursache und Entstehung der Krank- 
heit erbringen soll. Außerdem wird geprüft, ob die bereits ge- 
troffenen Maßnahmen ausreichen, um derartige Krankheiten in 
Zukunft mit Sicherheit zu verhindern. Da im Rahmen des Vor- 
habens u. a. Langzeitversuche mit Tieren erforderlich sind, ist 
mit einer Laufzeit von zwei bis drei Jahren zu rechnen. Diese 
Dauer erscheint vertretbar, da die bereits getroffenen Maßnah- 
men nach dem jetzigen Stand der Erkenntnisse gesundheits- 
schädliche Einwirkungen nicht mehr erwarten lassen. 


5. Hält die Bundesregierung eine Anerkennung als Berufskrank- 
heit für möglich? 

Ja. Bei Vinylchlorid, das als vermutliche Ursache für die auf- 
getretenen Erkrankungen anzusehen ist, handelt es sich um 
einen Halogenkohlenwasserstoff. Berufserkrankungen, die 
durch Halogenkohlenwasserstoffe verursacht werden, werden 
nach Nr. 9 der Anlage I der Siebten Berufskrankheitenverord- 
nung entschädigt. 

Sollte das Forschungsvorhaben ergeben, daß entgegen den der- 
zeitigen Erkenntnissen der Fachleute nicht das VC, sondern an- 
dere Stoffe im Zusammenhang mit der PVC-Herstellung die 
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Krankheit verursachen, ist auch eine Entschädigung nach § 

Abs. 2 der Reichs Versicherungsordnung möglich, selbst wenn 
die Krankheit noch nicht in der Anlage I der Berufskrankheiten- 
verordnung bezeichnet ist. 


6. Welche Schutzvorrichtungen gegen derartige Erkrankungen sol- 
len ergriffen werden? Was hat die Bundesregierung getan, um 
den Arbeitsschutz in diesem Bereich sicherzustellen? 


Die für die Durchführung der Arbeitsschutzmaßnahmen in den 
Ländern zuständigen Gewerbeaufsichtsbehörden sowie die 
Berufsgenossenschaft haben sofort nach Bekanntwerden der 
Krankheitsfälle die Arbeitgeber verpflichtet, Maßnahmen zur 
Verhinderung gesundheitsschädlicher Einwirkungen von Vinyl- 
chlorid auf die Arbeitnehmer zu treffen. Insbesondere sind zu 
nennen: 

1. Das Reinigen der Autoklaven von Hand ist soweit wie mög- 
lich durch mechanische Reinigungsverfahren (Hochdruck- 
strahlen) ersetzt worden. 

2. Soweit unzugängliche Stellen in den Autoklaven noch ma- 
nuell gereinigt werden müssen, ist die zulässige Verweilzeit 
drastisch herabgesetzt worden (von bisher 25 bis 30 Stunden 
je Mann und Monat auf 2 bis 4 Stunden mit einer Verweil- 
zeit von höchstens 20 Minuten je Arbeitsstunde). Das Be- 
fahren der Autoklaven erfolgt nur mit ausdrücklicher schrift- 
licher Erlaubnis des Betriebsleiters. 

3. An Stellen, an denen VC austreten kann, sind Absauge- 
einrichtungen angebracht worden, die durch schreibende 
Meßgeräte auf ihre Wirksamkeit überwacht werden. Diese 
Meßgeräte sind in einer zentralen Meßwarte außerhalb der 
VC-Betriebsabteilung installiert und lösen vor Erreichen 
gesundheitsschädlicher VC-Konzentrationen automatisch 
Alarm aus. 

4. Den Beschäftigten, die mit VC in Berührung kommen kön- 
nen, ist Schutzkleidung (z. B. Schutzhandschuhe, Schutzstie- 
fel sowie Atemschutzgeräte) zur Verfügung zu stellen; die 
Arbeitnehmer sind außerdem durch Betriebsanweisung ver- 
pflichtet worden, diese Schutzkleidung zu benutzen, 

5. Arbeitnehmer dürfen nunmehr in der VC-Betriebsabteilung 
nur beschäftigt werden, wenn sie vor Aufnahme der Tätig- 
keit und während dieser in regelmäßigen Abständen ärzt- 
lich untersucht worden sind und gegen die Beschäftigung 
oder Weiterbeschäftigung keine gesundheitlichen Bedenken 
bestehen. Die erkrankten Arbeitnehmer dürfen in der VC- 
Betriebsabteilung nicht mehr beschäftigt werden. 

Die darüber hinaus vom Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung getroffenen Maßnahmen sind bereits bei Beantwor- 
tung der Frage des Abgeordneten Ey in der Fragestunde des 
Deutschen Bundestages am 16. Januar 1974 (Sitzungsprotokoll 
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des Deutschen Bundestages S. 4520) genannt worden. Zusam- 
menfassend sei hier erwähnt, daß neben der beabsichtigten 
Vergabe eines Forschungsauftrages der den Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung beratende Ausschuß für gefährliche 
Arbeitsstoffe aufgefordert worden ist, eine allgemeine Richt- 
linie über die notwendigen technischen und arbeitsmedizini- 
schen Schutzmaßnahmen aufzustellen. Es wird geprüft, ob die 
Verordnung über gefährliche Arbeitsstoffe durch Vorschriften 
über Arbeitsschutzmaßnahmen bei der PVC-Herstellung zu 
ergänzen ist. 

Die Bundesregierung wird ferner die Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Gemeinschaften bitten, ihr einschlägige Erfahrungen 
und Untersuchungsergebnisse mitzuteilen. 
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